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Interview von CDU-Generalsekretär Peter Tauber mit der Saarbrücker Zeitung<br /><br />Die Pressestelle der CDU Deutschlands teilt mit:<br
/>CDU-Generalsekretär Dr. Peter Tauber gab der Saarbrücker Zeitung (heutige Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellte Werner Kolhoff.<br
/>Saarbrücker Zeitung: Bisher hat die Union auch von der guten Wirtschaft gezehrt. Müssen Sie Ihre Politik wegen der schwachen Konjunktur
ändern?<br />Peter Tauber: Wir haben uns im Koalitionsvertrag vorgenommen, neun Milliarden mehr für Bildung und Forschung sowie sechs Milliarden
mehr für die Infrastruktur bereitzustellen. Das muss jetzt alles umgesetzt werden. Es gilt: Investieren statt konsumieren. Darüber hinaus ist der
Bundeswirtschaftsminister gefordert, ein Maßnahmenpaket vorzulegen, mit dem Wachstum und Innovationen gefördert werden können. Darauf warten
wir jetzt.<br />Saarbrücker Zeitung: Investitionen kosten Geld. Wäre es angesichts der Lage nicht angebracht, die zulässige Verschuldungsgrenze von 0,
35 Prozent auszuschöpfen?<br />Tauber: Eine unserer zentralen Forderungen im Wahlkampf war der ausgeglichene Haushalt; viele haben uns deshalb
gewählt. Der letzte Bundeshaushalt ohne Schulden war 1969. Kein Unternehmen, keine Familie würde es aushalten, über einen so langen Zeitraum
permanent mehr Geld auszugeben als man hat. Es gibt für uns keine Veranlassung, von unserem Ziel abzuweichen.<br />Saarbrücker Zeitung: Wird die
schwarze Null nicht zur heiligen Kuh, wenn sie notwendige Handlungsmöglichkeiten des Staates in einer Krise blockiert?<br />Tauber: Der Staat kann die
notwendigen Impulse ohnehin nicht allein tätigen. Denken Sie etwa an den Breitbandausbau. Wir brauchen in hohem Maße private Investitionen. Und für
private Investoren ist politische Verlässlichkeit in der Haushaltspolitik auch ein wichtiges Signal.<br />Saarbrücker Zeitung: Eine Reform der
Mehrwertsteuer und die Abschaffung der Kalten Progression würden auch Impulse geben.<br />Tauber: Wir haben in der Union eine klare Reihenfolge:
Erst der ausgeglichene Haushalt, keine Steuererhöhungen, und dann kümmern wir uns um die Kalte Progression. Es war immer ein Anliegen der Union,
sie abzuschaffen - wir haben da das Copyright darauf. Nur brauchen wir dafür auch die Spielräume, und man darf nicht vergessen: Der Bundesrat muss
zustimmen. Eine Mehrwertsteuerreform ist im Koalitionsvertrag nicht vereinbart.<br />Saarbrücker Zeitung: Ist es in Wirklichkeit nicht so, dass Angela
Merkel solche Reformen längst abgeschrieben hat, weil sie ruhig und ohne große Debatten regieren will?<br />Tauber: Da widerspreche ich energisch,
allein mit Blick auf die Digitale Agenda. Was die Große Koalition da auf den Weg gebracht hat, hätte vor zwei Jahren niemand zu glauben gewagt.
Datensicherheit, Netzneutralität, Breitbandausbau und Industrie 4.0 - das sind starke Reformimpulse. Und Angela Merkel treibt das voran.<br
/>Saarbrücker Zeitung: Baut Wolfgang Schäuble die AfD gerade als Popanz auf?<br />Tauber: Nein, er benennt klar was diese Partei ist: In einer Zeit, in
der die Welt sich so schnell ändert, wie sie es derzeit tut, kann eine politische Kraft, die nur mit den Ängsten der Menschen spielt, nicht an der Gestaltung
der Zukunft mitwirken. Deswegen tut die Union gut daran, sich von der AfD abzugrenzen.<br />Saarbrücker Zeitung: Die Union hat in Hamburg auch mit
der Schill-Partei kooperiert. Werden wir noch vor der Bundestagswahl zum ersten Mal irgendwo eine Koalition der CDU mit der AfD erleben?<br
/>Tauber: Nein.<br />Saarbrücker Zeitung: Sicher?<br />Tauber: Ja.<br />Saarbrücker Zeitung: Nehmen Sie dem Koalitionspartner SPD übel, dass er in
Thüringen einen Ministerpräsidenten der Linkspartei wählen will?<br />Tauber: Ich sehe es mit großer Sorge, denn das ist ein Tabubruch, der Thüringen
massiv schaden wird. Zumal 25 Jahre nach dem Fall der Mauer manche in der Linkspartei noch immer Abgrenzungsprobleme zur SED haben.<br
/>Saarbrücker Zeitung: Wächst deshalb auch in Berlin ihr Misstrauen gegenüber der SPD?<br />Tauber: Ich sehe eher die Gefahr, dass die SPD in
Thüringen mit dem Hintern einreißt, was die Partei in Berlin versucht mit uns aufzubauen. Wenn Herr Gabriel mit uns über eine wirtschaftsfreundliche
Politik redet, gerade jetzt angesichts gesunkener Konjunktur-Erwartungen, und man zugleich liest, was der Wirtschaft in Thüringen unter einem linken
Ministerpräsidenten droht, dann passt das einfach nicht zusammen.<br />Saarbrücker Zeitung: Ihnen ist die FDP als möglicher Koalitionspartner
abhanden gekommen. Kommen die Liberalen wieder oder nicht?<br />Tauber: Deutschland würde eine echte liberale Kraft gut tun; die AfD ist das
definitiv nicht. Die Entscheidung, wie es mit der FDP weitergeht, wird vermutlich Anfang 2016 bei den Landtagswahlen in Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz fallen, zwei Länder mit starker liberaler Tradition. Es ist viel zu früh, das Totenglöckchen für die FDP zu läuten.<br />Saarbrücker
Zeitung: Macht Ihnen der Machtkampf in Bayern Sorge? Schon einmal ist die CSU dort wegen so etwas abgesackt.<br />Tauber: CDU und CSU sind
immer gut damit gefahren, Personalfragen nicht gegenseitig zu kommentieren. Und die Union insgesamt konnte immer auf die Stärke der CSU bauen.
Wir vertrauen auf die bayerische Schwester, dass sie die richtigen Entscheidungen rechtzeitig trifft.<br />Saarbrücker Zeitung: Angela Merkel könnte bald
genauso wie Horst Seehofer vor dem Problem stehen, geordnet abzutreten.<br />Tauber: Ich glaube eher, dass die Sozialdemokraten gerade Angst
davor haben, dass sie 2017 wieder antritt.<br />Saarbrücker Zeitung: Wird sie?<br />Tauber: (Grinst) Schaun mer mal.<br /><br />CDU<br
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Die Christlich Demokratische Union Deutschlands ist die Volkspartei der Mitte. Wir wenden uns an Menschen aus allen Schichten und Gruppen unseres
Landes. Grundlage unserer Politik ist das christliche Verständnis vom Menschen und seiner Verantwortung vor Gott. Unsere Grundwerte Freiheit,
Solidarität und Gerechtigkeit sind daraus abgeleitet. Die CDU ist für jeden offen, der die Würde und Freiheit aller Menschen und die daraus abgeleiteten
Grundüberzeugungen unserer Politik bejaht.Unsere Partei wurde 1945 von Menschen gegründet, die Deutschlands Zukunft mit einer christlich geprägten,
überkonfessionellen Volkspartei gestalten wollten. In dieser neuen Volkspartei fanden sich katholische und evangelische Christen, Konservative, Liberale
und Christlich-Soziale, Frauen und Männer aus verschiedenen Regionen, aus allen sozialen Schichten und demokratischen Traditionen unseres
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Vaterlandes.Die CDU Deutschlands steht für die freiheitliche und rechtsstaatliche Demokratie, für die Soziale und Ökologische Marktwirtschaft, die
Einbindung Deutschlands in die westliche Werte- und Verteidigungsgemeinschaft, für die Einheit der Nation und die Einigung Europas.Die CDU war
immer die Partei zukunftsweisender moderner Konzepte. Unsere Ideen und Vorstellungen haben das Aufbauwerk nach dem Krieg erfolgreich
vorangetrieben, unser Land in Europäischer Union und NATO fest verankert und Deutschland zu einem blühenden Gemeinwesen gemacht. Mit der
Deutschen Einheit hat sich eine unserer großen politischen Visionen erfüllt.Ein menschlicher, an christlichen Werten ausgerichteter Kurs: Das sind
Kompaß und Richtmaß unserer Politik. Auf dieser Grundlage treten wir an, unser Gemeinwesen in der sich verändernden Welt weiterzuentwickeln. Wir
werden diesen Weg mit Mut und Tatkraft gehen, um unseren Kindern und Enkeln für ihre Zukunft im 21. Jahrhundert alle Chancen zu geben.


